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Ein Essay aus Sicht des Generalplaners

.Es wird demnach nicht auf dem
Letztstand der Planung ausgeschrie­
ben, sondem auf einem ,eingefrore­
nen' Stand der Planung.•

,.ziel des Ausschreibungsprozesses
ist es, eine definierte (Bau-)Leistung
zu den für den Bauherm wirtschaft­
lichsten Bedingungen zu vergeben.·

Ziel des Ausschreibungsprozesses ist
es, eine definierte (Bau-)Leistung

zu den für den Bauherrn wirtschaftlich­
sten Bedingungen zu vergeben.
Voraussetzung dafür ist natürlich, dass
diese Leistung präzise definiert, also
eindeutig, erschöpfend und unmissver­
ständlich beschrieben ist.
Die Voraussetzung für eine klare Be­
schreibung ist wiederum die Antizipa­
tion des Ender-
gebnisses der aus­
zuführenden Leis­
tung durch den
Ausschreibenden,
d. h., die Anforde­
rungen des Bau-
herrn müssen unmissverständlich vor­
liegen.
Je detaillierter und genauer beschrieben
die einzelnen Leistungspakete sein sol­
len, desto detaillierter müssen natürlich
auch die Anforderungen des Bauherrn
an die fertige Leistung sein.
Um ein sinnvolles und zufriedenstelIen­
des Ergebnis des Ausschreibungspro­
zesses zu erzielen, ist es also notwendig,
dass der DetailIierungsgrad der Leis­
tungsbeschreibung mit dem der Bau­
herrn-Anforderungen zusammenpasst.
Das bedeutet Folgendes:
Ungenügend präzisierte Anforderungen
des Bauherrn bedingen eine unpräzise
Leistungsbeschreibung und umgekehrt,
exakte Leistungsbeschreibungen setzen
eine klare Definition der Anforderun­
gen an das fertige Werk der (Teil- )Leis­
tung voraus.

Ausschreibung und Planungsänderungen
Die Tendenz bei der Realisierung von
Großprojekten geht immer mehr dahin,
die Dauer der Projektentwicklung
(grundsätzliche Abstimmung über Pro­
jektrealisierung, Standortuntersuchun­
gen, Finanzierungsabklärungen, evtl.
politische Grundsatzentscheidungen
usw.) zu verlängern, dabei aber gleich­
zeitig die Dauer der Projektabwicklung

(Detail-Definition der Anforderungen,
Planung, Ausschreibung, Bauaus­
führung) zu verkürzen.
Die endgültigen Abstimmungen mit
den späteren Nutzern sowie Formulie­
rung detaillierter Anforderungen an das
Projekt und die einzelnen Nutzungsbe­
reiche erfolgt dabei am Ende der Pro­
jektentwicklungsphase, zumeist sogar
noch parallel zur ProjektabwickJungs-

phase (siehe Gra­
fik). Dies ist insbe­
sondere bei
Großprojekten mit
vielen Beteiligten
auf Bauherrn-Seite
(z.B. unterschiedli­

che Verantwortliche für Errichtung, Be­
trieb, Nutzung usw.) zu beobachten.
Die Nutzeranforderungen werden im
Detail also erst mit der laufenden Pla­
nung kurz vor dem Ausführungsbeginn
der jeweiligen Bauleistung festgelegt.
Auf Grund der durch die Vergabeord­
nung sowie notwendiger Entschei­
dungsprozesse beim Bauherrn vorgege­
benen zeitlichen Rahmenbedingungen
muss die Ausschreibung der Bauleistun­
gen aber schon vor Abschluss der Pla­
nung erfolgen.
Es wird demnach nicht auf dem Letzt­
stand der Planung
ausgeschrieben,
sondern auf einem
"eingefrorenen"
Stand der Planung.
Eine 1OO-prozen­
tig zutreffende und
in allen Punkten exakte Beschreibung
der Leistung gibt es folglich nicht!
Die Kunst der Ausschreibung ist es
aber, die Leistungsbeschreibung so zu
gestalten, dass die Leistungen einerseits
hinreichend genau definiert sind, ande­
rerseits noch Freiräume für die Ergeb­
nisse der Letztabstimmung der Planung
mit dem Bauherrn bleiben. Es müssen
sowohl eindeutige Grundlagen für die
Kalkulation der Bieter und damit für ei-

nigermaßen zutreffende Preise geschaf­
fen werden, als auch Änderungen der
Leistung auf Grund von Planungsfort­
schreibungen und -anpassungen mög­
lich sein.

Ausschreibung und Nachträge
Die Ausschreibung kann also nur genau
den Schärfegrad aufweisen, den die Pla­
nung zum Zeitpunkt der Ausschrei­
bung hat.
Unter zunehmendem Wettbewerbs­
druck und den damit verbundenen
knappen Angebotskalkulationen rea­
gieren die ausführenden Firmen aber
immer sensibler auf Änderungen der
auszuführenden gegenüber der ausge­
schriebenen Leistung.
Ein effektives und gut dokumentiertes
Nachtragswesen (Claim-Management)
ist zwar nach wie vor eher die Aus­
nahme, das Bewusstsein für Leistungs­
änderungen und die Bereitschaft,
Nachträge zu stellen, ist aber stark im
Steigen. Der Begriff "Nachtrag" hat of­
fensichtlich das Odium der Unseriosität
abgelegt.
Für ausführende Firmen haben
Nachträge natürlich noch den großen
Vorteil, dass sie keinem Wettbewerb
mehr unterliegen; eine Konkurrenzsi-

tuation mit ande­
ren Bietern ähnlich
wie in der Ange­
botsphase ist in
den allermeisten
Fällen ausgeschlos-
sen. Die Preise für

Nachträge werden also unter anderen
Rahmenbedingungen erstellt.
Da also ausführende Firmen vermehrt
Nachträge stellen, ist es eine vordringli­
che Aufgabe des Planers, jegliche Pla­
nungsänderungen (v. a. nach dem Zeit­
punkt der Ausschreibung) konsequent
und nachvollziehbar zu dokumentieren.
Dies dient einerseits dazu, Nachträge
im Sinne des Bauherrn zu prüfen (d. h.
gerechtfertigte Nachträge der Firmen
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"Die AussdIreiINng kann also nur
...... SdIirfe&rad aufweisen,
.. die ....... ZI8 leiIpunId der
~.. IIat."

anzuerkennen bzw. ungerechtfertigte
zurückzuweisen) und um sich gegen
(Gegen-)Forderungen des Bauherrn ab­
zusichern.
Andererseits wird eine lückenlose Do­
kumentation aber natürlich auch
benötigt, um eigene Ansprüche des Pla­
ners (z. B. für Doppelbearbeitungen,
Planungsänderungen nach Freigabe
usw.) belegen und durchsetzen zu kön­
nen (Abb. 1).

Gesetzliche Rahmenbedigungen

Aussdlreibung

Bei einer strengen Auslegung des Bun­
desvergabegesetzes und der Ö-Norm
A2050 ist ein Kontakt der ausschrei­
benden Stelle mit späteren Bietern im
Zuge der Ausschreibungserstellung
nicht zulässig (Rainer Kurbos, A3-Bau
12/99). Das bedeutet, dass Planer und
Ausschreibender systematisch vom
allerneuesten Stand der Entwicklung
abgeschnitten werden. Kein Unterneh­
men und kein potentieller Bieter wird
(unbezahlt) Auskünfte an Planer ertei-

len, wenn für ihn keinerlei Aussicht auf
einen Auftrag besteht, da er bei einer
Angebotsprüfung ausgeschieden wer­
den muss.
Das hat zur Folge, dass der ausgeschrie­
bene Stand der
Technik immer
dem tatsächlich
ausführbaren und
neuesten Stand der
Entwicklung hin­
terherläuft.
Eine Anpassung an diesen neuesten
Stand der Entwicklung ist für das jewei­
lige Projekt nur mehr über Alternativ­
angebote oder Nachträge möglich.

AngeNlshbt
Auch der Angebots- und Vergabepro­
zess für öffentlich ausgeschriebene Bau­
leistungen wird immer länger. Gemäß
Bundesvergabegesetz beträgt die Ange­
botsfrist beim offenen Verfahren im
Allgemeinen ca. 7 Wochen (52 Tage;
bei Vorliegen einer Vorankündigung
gern. BVG ist eine Verkürzung auf 22
Tage möglich). Für eine fundierte Ange-

botsprüfung, Vergabevorbereitung
sowie für den Entscheidungsprozess
und die Vergabe kann - v. a. bei
Großprojekten mit vielen Beteiligten
auf Bauherrn-Seite - durchaus noch

einmal eine Dauer
von 4 bis 6 Wo­
chen angenommen
werden.
In diesen ca. 2,5
bis 3 Monaten
zwischen Aus­

schreibungserstellung und Vergabe der
Leistung werden naturgemäß laufend
Planungsfortschreibungen, -verfeine­
rungen und -anpassungen auf Grund­
lage von präzisierten (oder auch geän­
derten) Anforderungen des Bauherrn
durchgeführt.

Vergabe

Noch eine weitere, zusätzliche
"Warte"-Frist vor der Vergabe wird da­
zukommen, wenn eine EU-Richtlinie
umgesetzt wird, die so zu interpretieren
ist, dass alle Bieter einer ausgeschriebe­
nen Leistung bereits zwei Wochen vor

_c

Abb.1:

Ablauf eines Projektes
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Zuschlagserteilung davon zu informie­
ren sind, wer voraussichtlich den Zu­
schlag erhalten wird. Dies soll ermögli­
chen, dass noch vor erfolgter Vergabe
allfällige Einsprüche der Bieter bei den
Vergabe-Kontrollämtern möglich sind
(eine bereits durchgeführte Vergabe
kann ja kaum mehr rückgängig ge­
macht werden).
So sinnvoll diese Maßnahme im Sinne
eines umfassenden Schutzes der aus­
führenden Firmen sein kann, so proble­
matisch kann natürlich auch ein Miss­
brauch des Einspruchsrechtes sein.
Denn der Einspruch führende Bieter hat
ja - auf Grundlage der geltenden Verga­
begesetzgebung -
keinerlei Risiko zu
tragen (es könnte
ja durchaus je­
mand auf die Idee
kommen, emen
Einspruch nach
dem Motto
"Nützt es nichts,
so schadet es auch
nichts" zu führen).
Hier wäre es also überlegenswert, ob
nicht auch der einspruchführende Bie­
ter ein Risiko mittragen sollte, z.B. in
dem er sich - bei abgewiesenen und
nicht gerechtfertigten Einsprüchen - an
den entstandenen Kosten mitbeteiligen
muss. Ansonsten kann man sich des
Eindruckes nicht erwehren, dass die
Vergabegesetzgebung vergessen hat,
dass es neben den Interessen der Bieter
auch Interessen des Bauherrn gibt, die
schützenswert sind.
Der Vergabeprozess würde durch einen
Einspruch aber auf jeden Fall weiter
verzögert und damit der Projektfort­
schritt und der Baubeginn der jeweili­
gen Leistung ganz erheblich aufgehal­
ten werden.

Das hat zur Folge, dass durch den Bau­
herrn verlangt wird, in der Terminpla­
nung dafür "Reserve"-Fristen vorzuse­
hen.
Das bedeutet wiederum, dass noch
früher ausgeschrieben wird, die Pla­
nung noch weiter vom Letztstand ent­
fernt ist und mit noch mehr Nachträgen
zu rechnen ist.

Fazit

Ziel des Ausschreibungsprozesses ist es,
Leistungen zu den für den Bauherrn
wirtschaftlichsten Bedingungen zu ver­
geben.
Eines ist aber klar: Eine Verkürzung der

Projektabwick­
lungszeit ohne
Miteinbeziehung
des Angebots- und
Vergabezeitraumes
führt - wie oben
beschrieben - zu
vermehrten
Planänderungen
nach Erstellung der
Ausschreibung und

damit zu mehr Nachträgen, die in der
Preisgestaltung dem Wettbewerb entzo­
gen sind.
Von diesem Standpunkt aus wäre es
günstig, dass - wie im US-amerikani­
schen Raum durchaus üblich - Pla­
nungs- und Bauvorgänge zeitlich nicht
bzw. nur wenig parallel ablaufen. Im
mitteleuropäischen Raum ist aber
genau die gegenteilige Tendenz erkenn­
bar, nämlich dass die Planungs- und
Bauvorgänge immer mehr ineinander
greifen ("Baubegleitende Planung").
Dies ist aus anderen, übergeordneten
Gründen ja auch durchaus zu be­
grüßen.

Die Folge ist aber, dass es sogar bei der
besten aller Ausschreibungen noch
Nachträge geben wird!
Für den Planer bedeutet das nun, gera­
dezu akribisch jegliche Änderungen in
der Planung ganz klar zu dokumentie­
ren, um eigene Ansprüche durchsetzen,
sich gegen Forderungen des Bauherrn
abzusichern und Nachträge der aus­
führenden Firmen beurteilen zu kön­
nen.

zusammenfassung
Die Ausschreibung und Vergabe der
(Bau-)Leistungen ist einer der wesent­
lichsten Angelpunkte für den wirt­
schaftlichen Erfolg im Zuge der Reali­
sierung von Projekten. Einer möglichst
eindeutigen und vollständigen Leis­
tungsbeschreibung kommt daher
immer eine besondere Aufmerksamkeit
zu. Aber selbst die genaueste Ausschrei­
bung kann Nachträge nicht verhindern.
Das ist systemimmanent und wird
durch die starke Tendenz zur baube­
gleitenden Planung noch verstärkt. Für
den Planer heißt das, den Planungspro­
zess selbst, ganz besonders aber alle
Änderungen lückenlos zu dokumentie­
ren, sowohl um Nachträge prüfen, aber
auch um allfällige eigene Ansprüche
(für Doppelbearbeitungen usw.) bele­
gen und durchsetzen zu können. 0
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